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Effizienz öffentlichen Handelns—neu überdacht
Herbert König, Hamburg, Bonn

Die Diskussion über die Effizienz öffentlichen Handelns wird heute noch vorwiegend aus betriebswirt­
schaftlicher Sicht geführt. Weiterführende Überlegungen finden sich in dem Beitrag von Christian 
Leipert über die Produktivität staatlichen Handelns in unserem M ärz-Heft1). Der folgende Aufsatz geht 
dieses Problem unter verwaltungswissenschaftlichen Aspekten an. Von dieser interdisziplinären Warte 
aus werden einige zusätzliche Perspektiven erkennbar.

STAATSTATIGKEIT

Z um Ausklang seiner Überlegungen zur Pro­
duktivität des staatlichen Handelns unter­

streicht Leipert die Schwierigkeiten eines Produk­
tivitätsvergleichs zwischen Privatwirtschaft und 
Staat, weil bei den öffentlichen Händen eine 
marktpreisbezogene Ergebnismessung fehlt. Staat­
liche Produktivitätskennzahlen seien bekanntlich 
völlig willkürlich und damit für die Aufhellung der 
Produktivitätsentwicklung in diesem Sektor unge­
eignet. Auch Versuche, Marktpreise für Nicht- 
Markt-Tatbestände zu simulieren, könnten nicht 
überzeugen, weil sie die Übertragung von Markt­
kriterien auf einen Bereich implizieren, der explizit 
außerhalb des Marktes liege und anderen Steue­
rungsmechanismen gehorche. Vielmehr komme es 
darauf an, die Produktivität staatlicher Tätigkeit 
vor dem Hintergrund einer detaillierten Analyse 
der vielfältigen Ziele aller Gebietskörperschaften, 
und hier vor allem mit Hilfe nicht-monetärer Lei­
stungsziffern, zu messen; geeignete Wege dazu 
seien u. a. soziale Indikatoren über Input und Out­
put sowie Studien zur Kostenwirksamkeit. Damit 
ließen sich ein zielwirksamer Mitteleinsatz und ein 
das Ergebnis öffentlichen Handelns vermehrendes 
oder verbesserndes Verhalten des öffentlichen 
Dienstes erreichen. Eine so angelegte Erkundung 
der Rationalität öffentlichen Handelns verschaffte 
Staat und Kommunen zugleich die Legitimation 
zur Fortsetzung ihrer Arbeit auf der Basis der sich 
immer wieder neu herausbildenden Bedürfnis­
strukturen.

Enge Betrachtungsweisen erscheinen bereits als 
ein Schritt in die richtige Richtung, der auch den
’ ) C.  L e i p e r t :  Staatskonsum, staatliche Investitionen und die 
P roduktiv itä t staatlichen Handelns, in : WIRTSCHAFTSDIENST, 59. 
Jg. (1979), H. 3, S. 147 ff., insbes. 151 f.

Prof. Dr. Herbert König, 53, is t Ordinarius für 
Verwaltungslehre an der Hochschule der 
Bundeswehr in Hamburg und Lehrbeauftrag­
ter für Haushalts- und Finanzplanung an der 
Universität zu Köln.

Horizont für eine Betriebswirtschaftslehre der öf­
fentlichen Verwaltung erweitert. Diese hat ja  von 
ihrem Ausgangspunkt her Schwierigkeiten, weil 
sie die Institutionen in Regierung und Verwaltung 
als Betriebe behandelt und damit permanent in 
der Gefahr ist, zum einen die Komplexität der von 
Leipert zitierten Bedürfnisstrukturen zu unter­
schätzen und sie mit betrieblichen Zielsystemen 
zu vergleichen, zum anderen aber auch einen ver­
engten Effizienzbegriff zu gebrauchen, der die von 
Leipert bereits erwähnten Sozialindikatoren noch 
weitgehend außer Betracht läßt. Obendrein geht 
sie von einem ökonomischen Rationalitätsbegriff 
aus, der die Aspekte politischer oder gar gesell­
schaftlicher Rationalität, wie sie in der Kosten­
wirksamkeitsanalyse sozusagen erst durch die 
Hintertür in die Betrachtung wirksamen öffentli­
chen Handelns gelangen, außen vor läßt.

Insgesamt sind die von Leipert eröffneten Per­
spektiven für einen Fortschritt in der Beurteilung 
unseres Regierungs- und Verwaltungshandelns 
noch keineswegs anerkanntes Gemeingut. Worauf 
es vor allem für eine sich mit den öffentlichen 
Händen befassende spezielle Betriebswirtschafts­
lehre ankäme, wäre deren Ermutigung, einmal von 
der Suche nach weiterer Quantifizierung öffentli­
chen Wirkens abzulassen und sich seinen qualita­
tiven Aspekten zuzuwenden: Über politische und 
gesellschaftliche Rationalität läßt sich eigentlich 
erst reden, wenn man die — manchmal recht arti­
fiziell anmutenden — Zahlenwerke hinter sich läßt 
und wieder die bewährten und unverzichtbaren 
Instrumente des Politikers gebraucht, nämlich sei­
ne Nase und seinen Daumen.

Effizienz in Regierung und Verwaltung

Das muß nun keineswegs besagen, daß man all 
der Hilfsmittel entraten sollte, die fortschrittliche, 
sich der Verwaltung zuwendende Betriebswirte zu 
sinnvollem Gebrauch anbieten. Aber einladen 
sollte man sie schon, sich noch ein wenig mehr in
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den Kategorien öffentlicher Aktionen umzutun und 
auch diejenigen Elemente mit ins Kalkül zu ziehen, 
die oftmals vernachlässigt, wenn nicht völlig über­
sehen werden. Das führt zugleich zu einer Erwei­
terung des Spektrums, wie es uns Leipert bereits 
in so dankenswerter Form eröffnet hat.

Zunächst sollte man der Frage nachgehen, bei 
welchen Institutionen die Effizienz zu prüfen ist. 
Sicherlich sollte nicht nur bei der exekutierenden 
Verwaltung allein die Effizienz überprüft werden, 
sondern zu allererst bei der A rt und Weise des 
Einsatzes der Stellen, die die Ausführung von 
Gesetzen und sonstigen Handlungsanstößen pro­
grammieren. Das aber ist in erster Linie die Mi- 
nisterialbürokratie bis hin zur Regierungsebene. 
Sie aus dem Auge zu lassen, hieße das Pferd vom 
Schwänze her aufzäumen2). Eine solche Gesamt­
schau wird von der Verwaltungswissenschaft vor­
ausgesetzt, wenn sie in ihren beiden großen theo­
retischen Ausgangsbasen, der Systemtheorie3) 
und den Policy Sciences4), die Regierungsebene 
ganz selbstverständlich in ihre Betrachtung einbe­
zieht. Erst dann ergibt sich eine Gesamtschau öf­
fentlichen Handelns, das man — mit Luhmann — 
in Zweck- und Routineprogramme einteilen mag 
oder aber — einer jüngeren Tendenz folgend5) — 
nach Konditional- und Finalprogrammen unter­
scheiden könnte, die dann ihrerseits wiederum in 
Zweck- und Routineanteile ausdifferenziert wer­
den müßten.

Die praktische Relevanz dieser Unterscheidung 
liegt darin, daß die sogenannten Zweckprogram­
me die analytische und konzeptionelle Kompo­
nente in der Gestaltung öffentlichen Handelns dar­
stellen, während den Routineprogrammen dann 
die Ausführung zukommt. Es handelt sich also um 
eine Abfolge von Phasen, während die Unter­
scheidung nach Konditional- und Finalprogram­
men diese Abfolge sozusagen kreuzt, d.h. darzu­
stellen beabsichtigt, daß -  wie es Luhmann kürz­
lich form uliert hat — die Verwaltung auf den bei­
den Geleisen des Rechts und des Geldes „fäh rt“ : 
Im ersten Fall wird Regierungs- und Verwaltungs­
handeln rechtlich, d. h. im Regelfall konditional

! ) Ein so lcher Ansatz finde t sich in Schweden, wo durchaus fo rt­
sch rittliche  Überlegungen n icht nur zur W irtschaftlichkeit, sondern 
auch zur W irksam keit ö ffen tlichen Handelns auf die sogenannten 
G eneralbehörden beschränkt b le iben, d ie  m it relativer Autonom ie 
unte rha lb  d e r Ebene der e igentlichen Regierung arbeiten. V ie l­
le ich t e rk lä rt sich das daraus, daß d ie  M in is te rien  dort sehr k le in  
geha lten  w erden und In der Form eines to ta len  Projektmanage­
ments o rgan is ie rt s ind , das ohneh in  höchste Flexib ilität garantiert.
3) V g l. vo r a llem  N. L u h m a n n :  Theorie  der Verwaltungswis­
senschaft. Bestandsaufnahm e und Entwurf, Köln 1966; d e r s . :  
P o litische Planung. Aufsätze zur S ozio log ie  von Politik und Ver­
w altung, 2. A u fl., Opladen 1975.
4) V g l. h ierzu Insbesondere R. M a y n t z ,  F. W. S c h a r p f  
(H rsg.): P lanungsorganisa tion . Die D iskussion um die Reform von 
Regierung und Verwaltung des Bundes, München 1973.
s) H ier wäre etwa zu nennen K. K ö n i g :  Programmsteuerungen 
in kom plexen po litischen  Systemen, in : D ie Verwaltung, Bd. 7
(1974), S. 137 ff., insbes. 141 ff .; vg l. fe rne r R. S t e i n b e r g :  
Evaluation a ls neue Form der K on tro lle  fina l programmierten Ver­
w altungshandelns, in : Der Staat, Bd. 15 (1976), S. 185 ff., insbes. 
188 f.

programmiert, im zweiten Fall geht es um öffent­
liche Leistungen, deren Begründung sich in den 
Budgets findet; hier herrscht Finalität. Darin spie­
gelt sich zugleich die Funktion der Rechts- und 
der Haushaltsausschüsse in unseren Parlamenten 
wider: Obwohl beiden keine inhaltliche politische 
Funktion zukommt, üben sie doch manchmal einen 
übergewichtig erscheinenden Einfluß auf unsere 
Politik aus. Auch an diesem Punkt könnten und 
sollten Effizienzüberlegungen ansetzen.

Hat man nach Konditional- und Finalprogrammen 
unterschieden, dann stellen die Zweckanteile die 
Funktion der Ministerialbürokratie, die Routine­
anteile die der exekutierenden Verwaltung dar. 
Aber all dies muß insgesamt gesehen werden, 
wenn man nicht Stückwerk leisten will.

Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit

Noch in jüngeren verwaltungswissenschaftlichen 
Publikationen6) wird eine hochdifferenzierte Typo­
logie von Verfahren zur Evaluation öffentlichen 
Handelns angeboten, die sich für die Praxis viel­
leicht noch etwas brauchbarer gestalten ließe. 
Worauf es dabei ankäme, wäre die Ausrichtung 
des Begriffsgebäudes auf die in Regierung und 
Verwaltung tatsächlich laufenden Prozesse wie 
beispielsweise die Aufstellung, Durchführung und 
Abrechnung des Budgets oder aber die Vorlage 
politischer Programme sowie von Ergebnisberich­
ten nach ihrem Ablauf. Schon darin liegt ein Ef­
fektivitätsaspekt, nämlich die Frage, ob denn Soll­
vorstellungen des Budgets oder des politischen 
Programms effektiv, d. h. zum Ist geworden sind.

Unbeschadet dieses Vergleichs von Soll und Ist 
auf derselben Ebene im Zeitablauf ließen sich 
aber — unter dem Aspekt der Effizienz — Ex-ante- 
wie Ex-post-Beziehungen zwischen diesen Ebenen 
herstellen: So könnte man den budgetären Auf­
wand als Input und das erwartete bzw. erreichte 
Programmresultat als Output zueinander in Be­
ziehung setzen und damit die Frage nach der 
W irtschaftlichkeit der betreffenden Maßnahme be­
antworten. Man könnte und sollte aber auch — 
und das scheint noch bedeutsamer zu sein — das 
Programmresultat daran messen, ob es die ihm 
vorgegebenen öffentlichen Zwecke erfü llt bzw. die 
Probleme gelöst hat, zu deren Bewältigung es an­
gesetzt wurde. Und wenn man noch weiter diffe­
renzieren möchte, könnte man von einer ergebnis- 
und einer zielbezogenen Wirtschaftlichkeit spre­
chen, wobei der Zielbezug im Sinne eines Zweck- 
bzw. Problembezugs zu verstehen wäre.

Insgesamt ließe sich aus einer solchen Unterschei­
dung ein Ansatz dafür gewinnen, daß das Regie­
rungs- und Verwaltungshandeln aus seiner primär

6) V g l. dazu be isp ie lsw e ise  H. U. D e r I i e n : Die E rfo lgskon­
tro lle  s taa tliche r Planung, Baden-Baden 1976, S. 21 ff.
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budgetären Verhaftung herausgeführt und politi­
scher gesehen wird: Es ist schon wichtiger zu 
wissen, ob eine Impfaktion eine Grippegefahr zu 
bannen vermochte, als festzustellen, ob sie auch 
besonders sparsam durchgeführt wurde. Und es 
ist bedeutsamer, den Kommunikationseffekt eines 
Straßenbaus zu ermitteln als danach zu fragen, 
wie gering der Aufwand dafür war. Und um viel­
leicht noch ein besseres Beispiel zu nehmen: Nicht 
die Herstellungskosten von Informationsbroschü­
ren in Staat und Gemeinden stehen im Vorder­
grund der Frage nach der Effizienz öffentlichen 
Handelns, sondern die Frage, wie sinnvoll die Her­
stellung und die Verteilung solchen Materials 
überhaupt ist.

Hier liegen die Kernfragen, mit denen sich unser 
oftmals so fleißiges Regierungs- und Verwaltungs­
handeln in den Griff bekommen läßt; die Frage 
nach seiner Sparsamkeit ist sekundär. Das soll 
auf der anderen Seite nicht besagen, daß man sie 
erst gar nicht stellt. Selbstverständlich bedarf es 
einer gewissenhaften, nach der Ordnungsmäßig­
keit der Finanzgebarung fragenden Rechnungs­
prüfung ebensosehr wie einer auch die Wirtschaft­
lichkeit überprüfenden, anspruchsvolleren Finanz­
kontrolle vor allem durch unabhängige Institutio­
nen wie unsere Rechnungshöfe7).

Das damit für die Beurteilung öffentlichen Han­
delns vorgeschlagene Begriffsgefüge mag anhand 
des Schaubildes8) noch ein wenig deutlicher wer-

Abbildung
Finanzkontrolle und politische Erfolgskontrolle
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den. Es unterscheidet aus Gründen der Vereinfa­
chung die drei genannten Ebenen nach dem I/Vas, 
dem Wozu und dem Womit öffentlicher Program­
me bzw. ihrer Grundelemente, der sogenannten 
Maßnahmen.

') V g l. zu diesem  Kom plex Insgesamt das Sonderheft 3 d e r Ver­
waltungsw issenschaftlichen In fo rm ationen, hrsg. von der Deut­
schen Sektion des In te rnationa len  Institu ts fü r Verwaltungsw issen­
schaften: K ritische Analyse des Managements finanz ie lle r, perso­
n e lle r und m a te rie lle r Ressourcen in der ö ffen tlichen Verwaltung. 
Länderbericht fü r d ie  B undesrepub lik  Deutschland zu Thema 1 des 
XVII. In te rna tiona len  Kongresses fü r Verwaltungsw issenschaften in 
Ab id jan  vom 12.-16.9.1977 — B erichterstatter: H. K ö n i g ,
Bonn 1977.
ä) Entnommen aus H. K ö n i g :  Zu r Typo log ie  in teg rie rte r Pla- 
nungs- und Budgetierungssystem e, in : H.-C. P f o h l ,  B. R ü -  
r u p (H rsg.): Anwendungsproblem e m oderner P lanungs- und Ent­
scheidungstechniken, K ön igs te in /Ts . 1978, S. 219 ff., h ie r S. 229; 
vg l. hierzu bere its E. B o h n e ,  H. K ö n i g :  Problem e der 
po litischen  E rfo lgskon tro lle , in : D ie V erwaltung, Bd. 9 (1976), S. 
19 ff., insbes. 36 ff.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Hermann G. Schütte, Siegfried Stampa, Heinz-Dietrich Ortlieb

AFRIKA BETET ANDERS
— Warum unsere bisherige Afrikapolitik erfolglos bleiben muß —
Zweite, erweiterte Auflage

Die Darstellung afrikanischer Verhältnisse ist selbst in wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen seit einigen Jahren höchst oberflächlich. Was in der 
Regel völlig ausgespart oder doch unvollständig oder entstellend wieder­
gegeben wird, ist die andersartige Denk- und Verhaltensweise schwarz­
afrikanischer Menschen und Völker. Nachdem die erste Auflage dieses 
Buches bereits nach einem Jahr vergriffen war, wurde für die zweite, 
auf fast den doppelten Umfang erweiterte Auflage ein weiterer entwick­
lungspolitisch erfahrener Praktiker als Autor gewonnen. Mit der vorlie­
genden Studie leisten die Verfasser einen wesentlichen Beitrag zur Ver­
sachlichung der öffentlichen Diskussion über Sinn und Grenzen einer 
Afrikapolitik, die der weißen wie der schwarzen Welt gleichermaßen 
gerecht wird.

Großoktav, 217 Seiten, 1978, Preis brosch. DM 19,80 ISBN 3-87895-180-9
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Geradezu eine Terra incognita für eine sich mit 
der öffentlichen Verwaltung befassende Betriebs­
wirtschaftslehre sind die Haushalte in Staat und 
Gemeinden — etwa 10 000 bis 12 000, nämlich ein 
Bundeshaushalt, elf Landeshaushalte und unend­
lich viele kommunale Budgets je  nach dem Stand 
der Gebietsreform. Daß diese Budgets ebenso wie 
ihre m ittelfristige, aber sehr viel weniger umfang­
reiche Extrapolation, die Finanzpläne, den Be­
triebsw irten so wenig zugänglich sind, liegt nicht 
zuletzt an der anderweitigen Ausgestaltung des 
kaufmännischen Rechnungswesens. Denn das 
kaufmännische Rechnungswesen kennt eine 
budgetäre Vorausplanung kaum und legt statt des­
sen starkes Gewicht auf die rechnungsmäßige 
Ausdifferenzierung und die Abschlußtechnik, wäh­
rend die Kameralistik wiederum die Vermögens­
und Schuldenseite vernachlässigt. Dies ist kein 
Wunder, denn wer kauft schon eine Eisenbahn 
oder eine Landstraße, und wenn man die Bestän­
de aus Museen veräußern muß, sind die sowieso 
nichts mehr wert.

Strukturelle Aspekte

Gleichwohl sollte dieser Aspekt nicht unberück­
sichtigt bleiben. Er spie lt auch als Grundlage der 
Frage nach der Verwaltungseffizienz, die hier als 
Effizienz von Regierung und Verwaltung insgesamt 
gesehen wird, durchaus eine erhebliche Rolle. 
Denn die öffentlichen Haushalte enthalten ja für den 
bei der Frage der Wirtschaftlichkeit angesproche­
nen Input-Output-Vergleich Inputgrößen. Daß sie 
diese Größen in einer total unübersichtlichen Form 
präsentieren, die mit der Darstellung öffentlicher 
Programme so gut wie nichts gemein hat, ist al­
lenthalben bekannt und Gegenstand eines beson­
deren Kummers etwa der Abgeordneten in allen 
fachpolitischen Ausschüssen unserer Parlamente, 
während die Mandatsträger in den Haushaltsaus­
schüssen ihnen gegenüber oftmals so etwas wie 
eine Geheimwissenschaft betreiben. Auf die dazu 
angestellten vielfältigen Mängelanalysen kann 
verwiesen w erden9).

Worum es hier geht, ist vor allem die Diskrepanz 
der Budgetstruktur -  die Haushaltsrechtsreform 
im Jahre 1969 hat deren institutioneile Klassifika­
tion nach Ressorts bzw. kommunalen Verwal­
tungseinheiten lediglich ökonomisch verfeinert 
und damit in den Dienst der Konjunkturpolitik ge­
ste llt — gegenüber einer politisch zu gliedernden 
Präsentation der öffentlichen Programme, aber 
auch die Unterschiedlichkeit dieser beiden Struk­

’ ) H ierzu g ib t es e ine  b re ite  Fü lle  finanzw issenschaftlicher und 
ve rw a ltungsw issenscha ftliche r L ite ra tu r im  angelsächsischen
Sprachraum . Für d ie  B undesrepub lik  Deutschland vgl. etwa H. 
K ö n i g :  Dynamische Verwaltung. B ürokra tie  zwischen P o litik  
und Kosten, S tu ttgart 1977, S. 58 ff .; vg l. fe rne r den Sammelband:
Reform kom m uner Aufgaben, hrsg. vom Ins titu t der Konrad-Ade- 
nauer-S tiftung , Bd. 19 d er S tud ien  zur Kom m unalpolitik , Bonn 1978, 
und darin  im besonderen den B eitrag des Verfassers: Z ie l —
Program m  — Ressourcen — Dynam ik, auf S. 229 ff., insbes. 237 ff.
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turen wiederum gegenüber der organisatorischen 
Gliederung der programm- und budgetexekutie­
renden Regierungs- und Verwaltungseinheiten -  
alles in allem ein schreckliches Durcheinander, 
das letztlich auch maßgeblich zum Scheitern aller 
Versuche in den USA beigetragen hat, die Ratio­
nalität staatlichen Handelns zu erhöhen. Das g ilt 
für anspruchsvolle Planungsverfahren wie etwa 
das „Program Planning Budgeting Surplus“ 
(PPBS) ebenso wie für moderne Management­
konzeptionen wie das „Management by Objec- 
tives“ (MbO), und es wird auch gelten, wenn sich 
über kurz oder lang das von Präsident Carter so 
sehr betriebene Zero-Base-Budgeting-Konzept to t­
gelaufen haben w ird 10).

Wie könnte dem abgeholfen werden? Zum einen 
wäre die Übereinstimmung von politischem Pro­
gramm einerseits und institutioneller Struktur (Auf­
bauorganisation, Organisationsspinne) anderer­
seits hilfreich. Das methodisch wohl am weitesten 
entwickelte Bundesressort in Bonn, das Bundes­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, h a t" )  bewiesen, daß man sie zu realisie­
ren vermag. Zum zweiten bedarf es der Übertra­
gung der Programmstruktur auf die Gliederung 
von Budget und Finanzplan — ein Schritt, der sich 
dann als möglich erweist, wenn man sich zu einer 
dritten Form der Budgetstruktur jenseits von insti­
tutioneller und ökonomischer Gliederung, nämlich 
zur Verwirklichung der politischen Programmfunk­
tion des öffentlichen Haushalts, durchringt12).

Erst wenn beides erfolgte, d. h. das politische Pro­
gramm und die Organisation zur Übereinstimmung 
und beide wieder mit der Budgetstruktur in Ein­
klang gebracht wurden, vermag man die sonst 
diesen Strukturen immanenten Zentrifugalkräfte 
zu bändigen und zum gemeinsamen Ziel hinzu­
führen: zu einer ebenso verständlichen wie zur 
Beschaffung der Legitimation öffentlichen Han­
delns notwendigen Präsentation eben dieses Han­
delns.

'») Zum PPBS vg l. insbesondere H. R e i n e r m a n n :  Program m ­
budgets in Regierung und Verwaltung, Baden-Baden 1975; zu den 
in teg rie rten  P lanungs- und Budgetierunpssystem en, d ie  vom PPBS 
ihren Ausgang nahmen, vg l. fe rne r d ie  Reihe „P lanung“ I—VII, 
hrsg. von J. H. K a i s e r ,  Baden-Baden 1965ff.; einen kurzen 
Oberb lick b ie te t der Verfasser in seinem  oben angeführten Buch 
zur Dynamischen Verwaltung, S. 63 ff. Zu den M anagem entkon­
zeptionen vg l. auch d ie  D isserta tion von C. H. R e i c h a r d :  
M anagem entkonzeption des ö ffen tlichen  Verwaltungsbetriebes, 
Berlin  1973. Zum Zero-Base-Budgeting-Konzept vg l. Rainer P a u -  
l e n z :  Das Zero-Base-Budgeting-Konzept, in : WIRTSCHAFTS­
DIENST, 57. Jg. (1977), H. 8, S. 422 ff., B. R ü r u p , K. H. G r ü ­
n e w a l d :  Zero-base-budgeting . Ein neues „s taa tsw irtschaftli­
ches Budgetie rungskonzept“ , in : V erwaltung und Fortb ildung, 
Schriften der Bundesakadem ie fü r ö ffen tliche  Verwaltung, Heft 4 / 
1978, S. 145 ff., m it w eiteren Nachweisen.
" )  Diesem m utigen S chritt lagen A rbeiten  der Ende 1975 e inge­
ste llten  P ro jektgruppe R egierungs- und Verwaltungsreform  beim 
B undesm iniste r des Innern in V erb indung m it e iner Untersuchung 
der M c.K insey Inc. zugrunde.
,!) H ierzu sei verw iesen auf K. H. H a n s m e y e r  (Hrsg.): Das 
ra tione lle  Budget. Ansätze m oderner Haushaltstheorie, Köln 1971; 
vg l. fe rne r B. R ü r u p : D ie P rogram m funktion des Bundeshaus­
haltsp lanes, B e rlin  1971; und vertiefend K. H. H a n s m e y e r ,  
B. R ü r u p :  S taatsw irtschaftliche P lanungsinstrum ente, 2. Auf­
lage, Tübingen und D üsse ldorf 1975.
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Zu diesem strukturellen Aspekt kommt aber noch 
ein prozessualer Gesichtspunkt hinzu: Man könn­
te ihn mit der „Schizophrenie des Titelverwalters“ 
umschreiben. Gemeint ist die Trennung des „po li­
tischen“ und des „budgetären“ Verfahrensstranges 
vor allem auf m inisterieller Ebene, wo das politi­
sche Konzept von Regierungszentrale und Fach­
ressorts bis hin zu den Fachausschüssen des Par­
laments sich deutlich von dem Walten der budge­
tären Akteure — Haushaltsbeauftragte, Finanzmi­
nister und Haushaltsausschuß — abhebt. Eine Inte­
gration der Verfahren wäre segensreich13).

Verwaltungseffizienz und Motivation

Vor kurzem hat das Buch von Ulrich Lohmar14), 
einem früheren Bundestagsabgeordneten und Vor­
sitzenden eines der bedeutendsten Ausschüsse 
des Deutschen Bundestages, berechtigtes Aufse­
hen erregt, und zwar zum einen wegen der darin 
geübten massiven Provokation, zum anderen aber 
auch wegen seiner aufregenden Thesen bis hin zu 
der, daß die „Bürokratie“ sich nicht mehr nur mit 
sich selbst beschäftige, sondern inzwischen wie 
eine „lautlose Krake“ auf die Gesellschaft insge­
samt übergreife und diese in ihrem Würgegriff zu 
ersticken drohe. Was hier insbesondere interes­
siert, ist seine Annahme, daß unter anderem in 
den Ministerien des Bundes zwischen 10 und 30%  
der Bediensteten eingespart werden könnten, 
ohne daß unsere Politik darunter Not zu leiden 
hätte; im übrigen leisteten allenfalls 10 bis 15%  
der öffentlichen Bediensteten die eigentlich quali­
fizierte Arbeit in ihren Dienststellen.

Eine Antwort auf diesen Vorwurf müßte zwischen 
den strukturellen Aspekten, dem prozessualen 
Gesichtspunkt und der Verhaltensseite unterschei­
den. Zu den beiden ersten Fragen ist bereits das 
Wesentliche gesagt worden; hier geht es nur noch 
um die Motivation des öffentlichen Dienstes. Dazu 
könnte man die These vertreten, daß die Motiva­
tionsreserven in Staat und Kommunen sogar grö­

13) V g l. dazu bere its Im besonderen J. D e n s o , D. H.w r i n g -  
m a n n ,  K. H.  H a n s m e y e r ,  R. K o c h ,  H.  K ö n i g ,  H.
S i e d e n t o p f :  V erw a ltungseffiz lenz und M otivation , Bd. 115
der S chriftenreihe der Kom m ission fü r w irtschaftlichen und sozia­
len W andel, G öttingen 1976, sow ie den Aufsatz des Verfassers zur
Typo log ie  in teg rie rte r P lanungs- und Budgetierungssystem e, a.a.O. 
'*) U lrich L o h m a r :  S taatsbürokratie . Das hohe itliche  Gewerbe, 
München 1978.

ßer sind als ihr Rationalisierungspotential. Das 
hängt wiederum damit zusammen, daß dem. öffent­
lichen Dienst die Strukturen und Verfahren in Re­
gierung und Verwaltung in einer Weise vorgege­
ben sind, daß er selbst sie nur bedingt zu ändern 
verm ag15). Dies schließt nicht aus, daß — wie w ir 
in der Realität immer wieder sahen — trotz man­
gelhafter Vorgaben mit Hilfe des gesunden Men­
schenverstandes gute Verwaltung gemacht wird. 
Aber man sollte doch das institutionelle und pro­
zessuale „Korsett“ unseres Regierungs- und Ver­
waltungshandelns nicht einfach hinnehmen, son­
dern es m it dem Ziel durchleuchten und angehen, 
es wirklich auf die an Staat und Gemeinden heran­
tretenden Anforderungen einzustellen.

Einer der bedeutsamsten Gesichtspunkte hierbei 
ist die Schaffung eines Rahmens, in dem sich der 
öffentliche Dienst in geeigneter Weise nach außen 
hin darzustellen vermag. Erst dann kann eine hin­
reichende Selbstidentifikation mit dem Gemein­
wesen, dem er dient, erwartet werden. Es geht 
gar nicht einmal primär um materielle Anreize wie 
Gehalt und Beförderungen, sondern um die so­
genannte intrinsische Motivation des öffentlichen 
Dienstes, die im wesentlichen darauf beruht, daß 
seine Angehörigen das Gefühl haben, in ihrer 
Funktion ihre Kenntnisse und Fähigkeiten voll 
wirksam werden zu lassen16).

Dies alles ist nur ein bescheidener Überblick über 
die Perspektiven, die sich aus verwaltungswissen­
schaftlicher Sicht zur Frage der Effizienz in Staat 
und Gemeinden eröffnen. Insgesamt kommt es 
darauf an, über die Forderung nach Leistung und 
Leistungsmessung hinaus darüber nachzudenken, 
was in der Bundesrepublik Deutschland zur För­
derung einer Regierungs- und Verwaltungsmetho­
dik schlechthin geschehen müßte. Dazu könnte ein 
Blick über unsere nationalen Grenzen hinaus 
manchen sinnvollen und keineswegs aufwendigen 
Anstoß vermitteln.
,s) V g l. bere its H. K ö n i g :  Dynamische Verwaltung, a. a. O., S. 
94 ff.
'•) V g l. dazu insbesondere J. D e n s o ,  D. E w r l n g m a n n ,  
K. H.  H a n s m e y e r ,  R. K o c h ,  H.  K ö n i g ,  H. S i e ­
d e  n t o p f , a. a. O., unter W iedergabe des Ergebnisses einer 
em pirischen Untersuchung auf S. 53, wonach nur 36 % der Be­
diensteten der B undesm inisterien der M einung waren, daß sie  in 
ih re r gegenwärtigen T ä tig ke it Ihre Kenntnisse und Fähigkeiten 
auch ausnutzen könnten.
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